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BTTG

Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von 
Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes 
(Bundestariftreuegesetz)

Der Bundesrat hat am 27. März 2026 dem Bundestariftreuegesetz (BTTG) 
zugestimmt. 

Das Gesetz tritt in seinen wesentlichen Teilen bereits am Tag seiner Verkündung 
in Kraft, d. h. am Tag der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt. 

Von einer entsprechenden Veröffentlichung und damit von einem Inkrafttreten 
ist Ende April/ Anfang Mai auszugehen. 
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Wer künftig öffentliche Aufträge und Konzessionen des Bundes ausführen will, 
muss den dafür eingesetzten Beschäftigten u.U. bestimmte 
branchenspezifische, tarifliche Arbeitsbedingungen gewähren – und 
sicherstellen, dass dies auch mögliche Nachunternehmen tun.
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I. Anwendungsbereich

§ 1 Abs. 1 BTTG

„Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 14 ab einem geschätzten Auftragswert 
oder Vertragswert von 50 000 Euro ohne Umsatzsteuer für die Vergabe und 
Ausführung öffentlicher Bau- und Dienstleistungsaufträge im Sinne von § 103 
Absatz 1, 3 und 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
sowie für die Vergabe und Ausführung von Konzessionen im Sinne von § 105 
Absatz 1 GWB, wenn diese öffentlichen Aufträge oder Konzessionen vergeben 
werden.“ 
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§ 1 Abs. 2 BTTG

„Dieses Gesetz gilt nicht

1. für die Vergabe und Ausführung verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer 
öffentlicher Aufträge im Sinne von § 104 des GWB;

2. für die Vergabe und Ausführung öffentlicher Aufträge sowie Konzessionen 
durch ein Land im Rahmen der Auftragsverwaltung für den Bund und

3. für Vergabeverfahren über öffentliche Aufträge sowie Konzessionen zur 
Deckung von Bedarfen der Bundeswehr, die bis zum 31. Dezember 2032 
eingeleitet worden sind.“
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Vergabe und Ausführung öffentlicher Bau- und 
Dienstleistungsaufträge im Sinne von § 103 Abs. 1, 3 und 4 GWB

Sog. Lieferaufträge sind vom Gesetz – anders als im Gesetzgebungsverfahren 
zunächst vorgesehen – nicht erfasst. 

Gem. § 103 Abs. 2 GWB sind Lieferaufträge Verträge zur Beschaffung von 
Waren, die insbesondere Kauf oder Ratenkauf oder Leasing, Mietverhältnisse 
oder Pachtverhältnisse mit oder ohne Kaufoption betreffen, wobei die Verträge 
auch Nebenleistungen umfassen können.
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Gem. § 103 Abs. 3 GWB sind Bauaufträge Verträge über die Ausführung oder 
die gleichzeitige Planung und Ausführung

1. von Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der Tätigkeiten, die in 
Anhang II der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65) und 
Anhang I der Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243) 
genannt sind, oder
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2. eines Bauwerkes für den öffentlichen Auftraggeber oder 
Sektorenauftraggeber, das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbeiten ist und eine 
wirtschaftliche oder technische Funktion erfüllen soll.

Ein Bauauftrag liegt auch vor, wenn ein Dritter eine Bauleistung gemäß den vom 
öffentlichen Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber genannten Erfordernissen 
erbringt, die Bauleistung dem Auftraggeber unmittelbar wirtschaftlich 
zugutekommt und dieser einen entscheidenden Einfluss auf Art und Planung 
der Bauleistung hat.

Gem. § 103 Abs. 4 GWB gelten als Dienstleistungsaufträge die Verträge über 
die Erbringung von Leistungen, die nicht unter die Absätze 2 und 3 fallen.
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Vergabe und Ausführung von Konzessionen im Sinne von § 105 
Absatz 1 GWB

Konzessionen sind entgeltliche Verträge, mit denen ein oder mehrere 
Konzessionsgeber ein oder mehrere Unternehmen

1. mit der Erbringung von Bauleistungen betrauen (Baukonzessionen); dabei 
besteht die Gegenleistung entweder allein in dem Recht zur Nutzung des 
Bauwerks oder in diesem Recht zuzüglich einer Zahlung; oder

2. mit der Erbringung und der Verwaltung von Dienstleistungen betrauen, die 
nicht in der Erbringung von Bauleistungen nach Nummer 1 bestehen 
(Dienstleistungskonzessionen); dabei besteht die Gegenleistung entweder allein 
in dem Recht zur Verwertung der Dienstleistungen oder in diesem Recht 
zuzüglich einer Zahlung.
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Auftrags- bzw. Konzessionsgeber

Das Gesetz gilt für öffentliche Bau- und Dienstleistungsaufträge sowie 
Konzessionen des Bundes.

Zudem gilt das Gesetz für Vergaben von Auftraggebern, die dem Bund 
zuzurechnen sind. Diese sind abschließend in § 1 S. 1 Nr. 2 - 6 BTTG geregelt:

§ Öffentliche Auftrags- und Konzessionsgeber mit starker Bundesbeteiligung,
§ Sektorenauftrags- und Konzessionsgeber des privaten Rechts mit 

beherrschendem Einfluss des Bundes,
§ Einrichtungen, die für spezielle Projekte überwiegend Bundesmittel erhalten
§ Organe im Rahmen der Organleihe für den Bund,
§ gemischte Fälle Bund/Land.
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Auftragshöhe

Das BTTG findet Anwendung ab einem geschätzten Auftrags- oder Vertragswert 
von 50.000 Euro ohne Umsatzsteuer, § 1 Abs. 1 BTTG.

Es ist zu beachten, dass der Auftragswert des gesamten Auftrags zugrunde zu 
legen ist, d.h. unbeachtlich ist eine Weitergabe an Nachunternehmer oder die 
Aufteilung in Teilaufträge.
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Das Gesetz findet keine Anwendung, wenn der geschätzte Auftragswert zwar 
über 50.000 Euro liegt, aber

§ unterhalb der Schwellenwerte des § 106 Abs. 2 GWB, welcher auf die EU-
Schwellenwerte verweist und

§ die jeweiligen Auftraggeber oder Konzessionsgeber nach den 
haushaltsrechtlichen Vorgaben des Bundes oder der Länder nicht zur 
Durchführung eines Vergabeverfahrens verpflichtet sind (§ 1 Abs. 5 S. 1 
BTTG), sog. Direktaufträge.
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Für Direktaufträge für Bau- und Dienstleistungen der Sicherheitsbehörden, 
welche unmittelbar der Zivilen Verteidigung, der inneren Sicherheit, dem 
Katastrophenschutz oder nachrichtendienstlichen Zwecken dienen, gilt das 
Gesetz jedoch ab einem Auftragswert von 100.000 Euro ohne Umsatzsteuer (§ 
1 Abs. 5 S. 2 BTTG), soweit der Auftrag nicht bereits unter die Ausnahme nach § 
1 Abs. 2 Nr. 1 BTTG fällt.
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II. Tariftreueversprechen

§ 3 Abs. 1 BTTG

„Bundesauftraggeber geben einem Auftragnehmer als Ausführungsbedingung 
verbindlich vor, dass er den zur Leistungserbringung eingesetzten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die Dauer, in der sie in Ausführung 
des öffentlichen Auftrags oder der Konzession tätig sind, mindestens die 
Arbeitsbedingungen gewähren muss, die die jeweils einschlägige 
Rechtsverordnung nach § 5 festsetzt.“
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Der Bundesauftraggeber kann in den Ausführungsbedingungen lediglich 
abstrakt von seinem Auftragnehmer die Gewährung der tarifvertraglichen 
Arbeitsbedingungen verlangen, die in der für seinen Auftragnehmer 
einschlägigen Rechtsverordnung geregelt sind, da er die Anwendung einer 
konkreten Rechtsverordnung nicht verlangen kann. 

Jeder Auftragnehmer muss dieses abstrakte Tariftreueversprechen abgeben. 

Es obliegt dann dem Auftragnehmer selbst, sorgfältig zu prüfen, ob eine für ihn 
geltende, d. h. einschlägige Rechtsverordnung erlassen worden ist. Ist dies der 
Fall, sind den bei Erfüllung des Auftrags eingesetzten Arbeitnehmern die darin 
festgesetzten Arbeitsbedingungen zu gewähren. Ist dies nicht der Fall, wird er 
dennoch im Vergabeverfahren ein abstraktes Tariftreueversprechen abgeben 
müssen. Er versichert dabei nur, die Arbeitsbedingungen einer für ihn 
einschlägigen Rechtsverordnung nach § 5 BTTG zu gewähren.
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Nachunternehmer

Die Bundesauftraggeber müssen den Auftragnehmern gem. § 3 Abs. 2 BTTG 
ebenfalls als Ausführungsbedingungen verbindlich vorgeben, von 
Nachunternehmern und von dem Auftragnehmer oder von Nachunternehmern 
beauftragten Verleihern zu verlangen und durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass die Nachunternehmer und vom Auftragnehmer oder von 
Nachunternehmern beauftragte Verleiher ihre Pflichten nach § 4 Abs. 1 und 3 
BTTG erfüllen.

Bloße Zulieferer im Sinne des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes gelten nicht 
als Nachunternehmer im Sinne des BTTG, sofern der Zulieferer keine eigene 
Verpflichtung des Auftragnehmers erfüllt, § 3 Abs. 2 S. 2 BTTG.
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Ein Nachunternehmer im Sinne des Gesetzes muss nur dann die 
Arbeitsbedingungen gewähren, wenn er selbst und seine eingesetzten 
Arbeitnehmer unter den Geltungsbereich einer nach § 5 BTTG erlassenen 
Rechtsverordnung fallen.

Ein Auftragnehmer kann selbst nicht unter den Geltungsbereich einer 
Rechtsverordnung nach § 5 BTTG fallen, der Nachunternehmer hingegen schon. 
Auch in diesem Fall muss der Auftragnehmer sicherstellen, dass der 
Nachunternehmer seine Verpflichtungen nach § 5 BTTG einhält.

Werden Leiharbeitnehmer vom Auftragnehmer zur Leistungserbringung 
eingesetzt, ist Voraussetzung für den Anspruch der Leiharbeitnehmer auf die 
Arbeitsbedingungen, dass der Betrieb des Entleihers in den fachlichen 
Geltungsbereich der Rechtsverordnung fällt.
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Der Auftragnehmer muss durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
die Nachunternehmer und vom Auftragnehmer oder von Nachunternehmern 
beauftragte Verleiher ihre Pflichten nach § 4 Abs. 1 und 3 BTTG erfüllen.

Der Auftragnehmer genügt der Sicherstellungspflicht jedenfalls dann, wenn er 
sich von Nachunternehmern und Verleihern ein Zertifikat nach § 10 Abs. 2 
BTTG vorlegen lässt.

Es wird in der Regel erforderlich sein, dass die Auftragsnehmer mit den 
Nachunternehmern und den Verleihern vertraglich vereinbaren, dass diese ihre 
Pflichten nach § 4 Abs. 1 und 3 BTTG erfüllen.

Welche konkreten weiteren Maßnahmen erforderlich sind, führen das Gesetz 
und auch die Gesetzesbegründung nicht aus.

1827.04.26 I Carolin Vesper



BTTG

Haustarifvertrag, konkurrierender Flächentarifvertrag

Wenn Unternehmen unter den Geltungsbereich einer nach § 5 BTTG erlassenen 
Rechtsverordnung fallen, müssen sie auch dann mindestens die Bedingungen 
einer für sie einschlägigen Rechtsverordnung gewähren (§ 4 BTTG), auch wenn 
sie an einen Haustarifvertrag gebunden sind oder einen anderen 
(konkurrierenden) Flächentarifvertrag anwenden.
 
Im Rahmen eines Bundesauftrags müssen sie somit trotz originärer Tarifbindung 
fremde tarifliche Arbeitsbedingungen zur Anwendung bringen.
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III. Anspruch auf Gewährung der verbindlichen Arbeitsbedingungen

Gem. § 4 BTTG sind Arbeitgeber verpflichtet, ihren zur Leistungserbringung 
eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für die Dauer, in der diese 
in Ausführung des öffentlichen Auftrags oder der Konzession tätig sind, 
mindestens die einschlägigen, in einer Rechtsverordnung nach § 5 BTTG für die 
betroffene Branche festgesetzten Arbeitsbedingungen zu gewähren. 

Wird eine Leiharbeitnehmerin oder ein Leiharbeitnehmer vom Auftragnehmer 
oder einem Nachunternehmer zur Leistungserbringung eingesetzt und dabei 
mit Tätigkeiten beschäftigt, die in den Geltungsbereich einer Rechtsverordnung 
nach § 5 BTTG fallen, hat der Verleiher mindestens die in dieser 
Rechtsverordnung vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen zu gewähren.
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Die Verpflichtung, tarifvertragliche Arbeitsbedingungen zu gewähren, kann für 
Unternehmen auch nach Inkrafttreten des Gesetzes erst dann eingreifen, wenn 
eine Rechtsverordnung im Sinne des § 5 BTTG durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) erlassen worden ist, unter deren fachlichen und 
räumlichen Geltungsbereich der Betrieb des Auftragnehmers oder eines von 
diesem eingesetzten Nachunternehmers i. S. d. BTTG fällt.

Das heißt, ohne eine einschlägige Rechtsverordnung i. S. d. § 5 BTTG kann es 
keine Verpflichtung geben, tarifliche Arbeitsbedingungen zu gewähren.

2127.04.26 I Carolin Vesper



BTTG

Tarifliche Arbeitsbedingungen

Tarifliche Arbeitsbedingungen sind ausschließlich

§ die Entlohnung im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 2a des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (AEntG) (§ 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BTTG),

§ der bezahlte Mindestjahresurlaub im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 des AEntG (§ 
5 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BTTG) sowie

§ die Höchstarbeitszeiten, Mindestruhezeiten und Ruhepausenzeiten im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 des AEntG (§ 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 3).
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Die Rechtsverordnung darf die Arbeitsbedingungen nach § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 
und Nr. 3 BTTG – bezahlter Mindestjahresurlaub, Höchstarbeitszeiten, 
Mindestruhezeiten und Ruhepausenzeiten – nicht für Aufträge oder 
Konzessionen festsetzen, für die eine Auftragsdauer von nicht mehr als zwei 
Monaten vereinbart oder geschätzt worden ist. Für solche Aufträge und 
Konzessionen gilt nur die festgesetzte tarifliche Entlohnung.

Soweit eine tarifliche Arbeitsbedingung in eine Rechtsverordnung übernommen 
wird, bleibt die Arbeitsbedingung unverändert. Sie darf also nicht verändert 
werden, zulässig soll es aber sein, einzelnen Regelungen nicht in die 
Rechtsverordnung zu übernehmen. 
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IV. Rechtsverordnung

Gem. § 5 Abs. 1 S. 1 BTTG kann jede Tarifvertragspartei eines 
Flächentarifvertrages beim BMAS den Antrag auf Erlass einer Rechtsverordnung 
stellen. Es genügt der Antrag einer Tarifvertragspartei.

Das BMAS hat den Entwurf der Rechtsverordnung im Bundesanzeiger bekannt 
zu machen (§ 5 Abs. 4 S. 1 BTTG). Die in den Geltungsbereich fallenden 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Parteien der Tarifverträge mit sich 
überschneidenden räumlichen, fachlichen und persönlichen Geltungsbereichen 
sowie die Spitzenorganisationen im Sinne des § 12 des Tarifvertragsgesetzes 
können binnen drei Wochen nach Veröffentlichung im Bundesanzeiger zu dem 
Entwurf schriftlich Stellung nehmen. Zudem können sie die Empfehlung der 
Clearingstelle verlangen (§ 5 Abs. 4 S. 2 BTTG).
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Clearingstelle

Die Clearingstelle wird vom BMAS errichtet und besteht aus jeweils drei 
Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, § 6 
Abs. 1 BTTG. Sie hat eine beratende Funktion und gibt auf Verlangen eines der 
zur Stellungnahme Berechtigten eine Empfehlung ab, ob und mit welchem 
Inhalt eine Rechtsverordnung erlassen werden soll, § 6 Abs. 2 BTTG.

Ein Beschluss über eine Empfehlung der Clearingstelle kommt mit der Mehrheit 
der Stimmen ihrer Mitglieder zustande. Kommt ein mehrheitlicher Beschluss 
nicht zustande, kann die Clearingstelle mehrere Empfehlungen abgeben,  § 6 
Abs. 3 BTTG. 
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Konkurrierende Tarifverträge

Wenn mehrere Tarifvertragsparteien jeweils einen Antrag auf Erlass einer 
Rechtsverordnung stellen und sich die Geltungsbereiche der Tarifverträge 
überschneiden, aber inhaltlich voneinander abweichen (sog. konkurrierende 
Tarifverträge), muss das BMAS eine Auswahlentscheidung treffen. Das 
Ministerium prüft, welcher Tarifvertrag „repräsentativer“ ist (§ 5 Abs. 3 BTTG).
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Das BMAS hat seine Auswahlentscheidung über die konkurrierenden 
Tarifverträge im Rahmen einer Gesamtabwägung zu treffen und dabei durch 
Verweis auf § 7 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 AEntG folgende Kriterien zu 
berücksichtigen:

§ die Zahl der Beschäftigten, die bei tarifgebundenen Arbeitgebern arbeiten 
und unter den jeweiligen Tarifvertrag fallen (§ 5 Abs. 3 S. 2 BTTG i. V. m. § 7 
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AEntG),

§ die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden 
Mitglieder der Gewerkschaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat (§ 5 Abs. 
3 S. 2 BTTG i. V. m. § 7 Abs. 2 Nr. 2 AEntG).
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Ebenfalls zu berücksichtigen sind Stellungnahmen (§ 5 Abs. 3 S. 1 i. V. m. § 5 
Abs. 4 BTTG) sowie die Empfehlungen der Clearingstelle (§ 5 Abs. 3 S. 1 i. V. m. 
§ 6 Abs. 2 BTTG), sofern sie im Verfahren angerufen wird.

Besteht bereits eine Verordnung für einen Tarifvertrag und will eine andere 
Tarifvertragspartei einen neuen Antrag auf Erlass einer Rechtsverordnung für 
einen Tarifvertrag stellen, dessen Geltungsbereich sich mit dem der bereits 
bestehenden Verordnung überschneidet, kann dieser erst sechs Monate nach 
Verkündung der bestehenden Rechtsverordnung gestellt werden (§ 5 Abs. 5 
BTTG). Vor Ablauf der sechs Monate wird der Antrag vom BMAS abgelehnt. 
Nach Ablauf der sechs Monate ist das Verfahren bei konkurrierenden 
Tarifverträgen anzuwenden.
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Gemeinsame Rechtsverordnung, Änderungen

Wenn es in einer Branche mehrere Tarifverträge gibt, die inhaltlich 
vergleichbare Arbeitsbedingungen regeln, aber regional unterschiedlich gelten 
– wie in der M+E-Industrie – dann sollen diese in einer gemeinsamen 
Rechtsverordnung zusammengefasst werden, § 5 Abs. 2 S. 1 BTTG. 

Wenn die Tarifvertragsparteien die in der Rechtsverordnung geregelten 
tariflichen Arbeitsbedingungen ändern, macht das BMAS die Änderungen im 
Bundesanzeiger bekannt (§ 5 Abs. 6 BTTG). Es bedarf keines weiteren Antrags.

Werden in einem nachfolgenden Tarifvertrag neue Regelungstatbestände 
vereinbart, die bisher nicht Gegenstand der Verordnung sind, bedarf es eines 
neuen Antrags zum Erlass einer Änderungsverordnung.
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V. Informationspflicht

§ 4 Abs. 3 BTTG

„Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
die Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, die sie im Geltungsbereich 
einer Rechtsverordnung nach § 5 zur Leistungserbringung einsetzen, spätestens 
am 15. des auf den Tag der ersten Tätigkeit in Ausführung des Auftrags oder der 
Konzession folgenden Monats schriftlich oder in Textform darüber zu 
informieren, dass sie einen Anspruch auf die einschlägigen 
Arbeitsbedingungen haben.“
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VI. Kontrolle

Gem. § 8 BTTG werden die Einhaltung des Tariftreueversprechens nach § 3 
BTTG durch den Auftragnehmer, die Gewährung der 
Mindestarbeitsbedingungen gemäß § 4 Abs. 1 BTTG sowie die Erfüllung der 
Informationspflicht nach § 4 Abs. 3 BTTG durch den Arbeitgeber durch die 
Prüfstelle Bundestariftreue kontrolliert, die bei der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft Bahn-See angesiedelt und eigens zur 
Überwachung der Einhaltung der tariflichen Arbeitsbedingungen nach dem 
BTTG eingerichtet wird.
Die Prüfstelle wird nur anlassbezogen tätig, wenn ihr hinreichende 
Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen die Pflichten zur Gewährung der 
tariflichen Arbeitsbedingungen vorliegen.
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VII. Nachweispflicht

§ 9 BTTG

„Der Bundesauftraggeber verpflichtet den Auftragnehmer, mittels geeigneter 
Unterlagen zu dokumentieren, dass der Auftragnehmer sein 
Tariftreueversprechen nach § 3 einhält, und die Unterlagen auf Anforderung der 
Prüfstelle Bundestariftreue vorzulegen.“

Zu den geeigneten Unterlagen können in Abhängigkeit von der jeweiligen 
Leistung insbesondere Lohnabrechnungen, Zahlungsbelege, Arbeitsverträge 
und Arbeitszeitaufzeichnungen der für die Leistungserbringung eingesetzten 
Arbeitnehmer gehören.
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Auftragnehmer, die ein geeignetes Zertifikat nach § 10 BTTG von einer 
anerkannten Präqualifizierungsstelle vorlegen, sind von der Nachweispflicht mit 
Blick auf ihr Tariftreueversprechen nach § 3 Abs. 1 BTTG befreit, § 10 Abs. 1 
BTTG.
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VIII. Sanktionen und Haftung

Bei erheblichen Verstößen i. S. d. § 13 BTTG drohen dem Auftragnehmer 
mehrere zivilrechtliche und vergaberechtliche Sanktionen:

§ Vertragsstrafe (§ 11 Abs. 1 BTTG) – maximal 1 % des Nettoauftragswerts pro 
Verstoß, maximal 10 % des Nettoauftragswerts bei mehreren Verstößen

§ Außerordentliche Kündigung (§ 11 Abs. 2 BTTG)
§ Eintragung ins Wettbewerbsregister (§ 2 Abs. 3 Wettbewerbsregistergesetz)
§ Fakultativer Ausschluss von Vergabeverfahren (§ 14 BTTG)

Der Auftragnehmer haftet für Verstöße des Nachunternehmers wie ein 
selbstschuldnerischer Bürge (§ 12 S. 1 BTTG).
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
        

     vesper@uvb-online.de

                 ' 030 / 31005 - 146
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